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„DerKampf gegen
Kartelle ist noch
nicht gewonnen“

:Der Präsident des Bundeskartellamts
über Macht und Ohnmacht der Wett-
bewerbshüter, Gebührentricks von
Staatsbetrieben – und die Jagd auf
Kartelle mithilfe der Spieltheorie.

Interview Andreas Mundt

Herr Mundt, für den berühmten Ökonomen
Walter Eucken ist das Grundprinzip einer
Marktwirtschaft ein „funktionsfähiges Preis-
system vollständiger Konkurrenz“. Ist
Deutschland eine lupenreine Markwirtschaft?
Nein.Die findenSie in lupenreinerFormaber
nirgendwoaufderWelt.Richtig ist, dass
WettbewerbdiezentraleBedeutung für
WachstumundWohlstandhat,daswusste
EuckenebensowieLudwigErhard. Inden
meistenBereichenunsererWirtschaft funk-
tioniertderWettbewerb.Allerdingsnicht in
allen indergleichenIntensität.

Was sind die Folgen von fehlendem
Wettbewerb?
DiePreise steigen,dieZechezahlt amEnde
immerderVerbraucher.Undwas fürdie
Volkswirtschaft auf langeSichtnochgravie-
render ist:EinMangelanWettbewerbbremst
die Innovation.EinschönesBeispiel istder
InternetbrowservonMicrosoft.Alsder
KonzernseinenInternetExplorerAnfang
der2000er-JahremitdemBetriebssystem
Windowsverknüpfte, entstandeinQuasi-
monopol.Danachgabes für sehr langeZeit
keinUpdatemehr fürdenInternetExplorer,
eigentlicheinsehr innovativesProdukt.

2016 hat Ihr Amt 124 Millionen Euro Buß-
gelder verhängt, deutlich weniger als in den
Vorjahren. Gibt es weniger Kartelle – oder
lassen sich nur weniger Firmen erwischen?
EineVolatilitätbeidenBußgeldern istnor-
mal, jenachdem,wievieleFällewir ineinem
Jahrabschließen. Ichbinsicher,dassunsere
Arbeit abschreckendeWirkunghatundsich
derCompliance-Gedanke, alsodieErkennt-
nis,dassUnternehmenMechanismengegen
Regelverstößeentwickelnmüssen,mehrund
mehrdurchsetzt.Gleichwohl sollteniemand
glauben,derKampfgegenKartelle seige-
wonnen.

Das Kartellamt hat eine Hotline für Whistle-
blower. Werden jetzt anonyme Denunzianten
unliebsame Konkurrenten anschwärzen?
NatürlichbestehtdieseGefahr immerbei
anonymenHinweisen.Sie istmitdiesemSys-
temaberviel geringerals früher.Damals
kamenBriefeohneAbsender.Heutekönnen
SiemitdemHinweisgeberonlinekommuni-
zierenundBelegeerbitten,ohnedassdieser
seine Identitätpreisgebenmuss.Zwischen
2012und2016habenwiraufdieseWeise
zahlreicheernstzunehmendeHinweise
bekommen.DieHauptquelle fürKartellver-
fahren ist allerdingsnichtdieanonymeAn-
zeige, sondernunsereKronzeugenregelung.
GutdieHälfteallerKartellverfahrenkommt
inGang,weil einBeteiligterauspackt.

Wie kommt es dazu?
Mitunter bricht innerhalb
einesKartells Streit aus,
etwaüberQuotenoder
Gebietsabsprachen.
Manchmalwechselt auch
dasManagement.Oder ein
Unternehmenwird auf-
gekauft, undderKäufer
schreibt indenVertrag:Wir
übernehmeneuchnurohne
kartellrechtlicheRisiken.
Da ist derAnreiz groß,
reinenTischzumachen.

Was bieten Sie reuigen Sündern an?
DieKronzeugenregel ist nachErkenntnis-
sender Spieltheorie konstruiert.Nurder
Erste, der sichmeldet, bekommtvollen
Straferlass.Künftigwird er außerdembei
der zivilrechtlichenHaftungprivilegiert,
wennes also zuSchadensersatzklagen
kommt.Das zweiteKartellmitglied, dasmit
uns kooperiert, kriegt nurnoch50Prozent

Rabatt. JedesKartellmitgliedmuss also
abschätzen,wiewahrscheinlich es ist, dass
anderedieAbsprachenaufdecken.Da ist
oft der logischeSchluss, es selber zu tun.

Wie legen Sie die Höhe des Bußgelds fest?
DasGesetz legt eineObergrenze fest.Wir
dürfenbis zuzehnProzent desGesamt-
umsatzes ansetzenundhabenzudemRicht-
linien zuBußgeldberechnung, die durch
eineEntscheidungdesBundesgerichtshofes
vorgezeichnet sind.Es gibtmilderndeund
verschärfendeUmstände, und amEnde
steht diePrüfungderwirtschaftlichenLeis-
tungsfähigkeit.WirwollenkeinenBetrieb in
die Insolvenz treiben.

Die Kartellämter anderer EU-Staaten arbeiten
zum Teil anders. Die EU-
Kommission will daher ein
einheitliches Instrumentari-
um schaffen. Macht das Sinn?
Absolut.DasKartellrecht ist
inhaltlichbereits angegli-
chen, nicht aber dieVerfah-
renunddieArt undWeise,
wiedieBehördenarbeiten,
welcheDurchgriffsrechte
sie habenundwie stark sie
politischunabhängig sind.
Geradebei grenzüberschrei-

tendenFällenwürde ein einheitliches insti-
tutionellesRegelwerkdieArbeit derKartell-
behördenerleichtern.

An diesem Freitag stimmt der Bundesrat
über eine Novelle des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) ab.
Sind Sie mit dem Ergebnis zufrieden?
Ja.AnvielenStellenbringt dieNovelle
Rechtsklarheit underspart unsunddenUn-
ternehmenVerfahrenvorGericht.Das gilt
vor allem fürdiedigitaleWirtschaft.Künftig
sieht dasGesetz vor, dass einMarkt imSinne
desGWBauchdannvorliegenkann,wenn
keinGeld fließt –das istwichtig bei zahl-
reichenerfolgreichen Internetplattformen,
wie etwaBuchungsportale oder soziale
Netzwerkeoder bei Suchmaschinenund
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Andreas Mundt, 56, ist seit 2009Präsident
des Bundeskartellamts in Bonn. Der Jurist
war dort zuvor Leiter derGrundsatz-
abteilung. In früheren Jahren arbeitete er
als Referent der FDP-Bundestagsfraktion.
DasKartellamt hat rund 350Mitarbeiter. FO
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„Ein Mangel an
Wettbewerb
bremst die
Innovationen.
Die Zeche zahlt
am Ende
immer der
Verbraucher“



Vergleichsportalen. Bei derFusionskontrol-
le ist künftig nicht nurderUmsatz relevant,
sondern auchderTransaktionswert. Inder
Internetökonomie ist ja häufig derUmsatz
vonUnternehmennochgering, derMarkt-
wert aber sehrhoch.

Die Novelle strafft die Ministererlaubnis ...
...wasmir gefällt, dennbei Fusionskontrolle
geht es immer auchumGeschwindigkeit ...

... aber der Wirtschaftsminister kann weiter-
hin eine Fusion gegen den Willen des Kartell-
amts durchsetzen.
DerMinister hebt unserVotumnicht auf,
wie es etwaeinGericht könnte. Er stellt aus
politischenGründendenWettbewerbs-
aspekt zurück.Das ist grundsätzlich ein
sinnvolles Instrument.

Ein Konzern muss das Kartellamt also
nicht fürchten, wenn er gute Drähte ins
Wirtschaftsministerium hat.
LassenSie dieKirche imDorf.Mankann
nunwirklichnicht behaupten,Entscheidun-
gendesKartellamtswürden routinemäßig
ausgehebelt. Als dieFusionskontrolle 1973
eingeführtwurde, gab es zunächst fast
jedes Jahr eineMinistererlaubnis – seit 1981
dagegen insgesamtnur vier, zumTeil noch
mitAuflagen.Wirhaben2016über 1000
Fusionengeprüft, amEnde aberhabenalle
nurüberKaiser’sTengelmanngeredet.

Der damalige Wirtschaftsminister Sigmar
Gabriel hat 2016 das Kartellamt düpiert …
... so sehe ichdasnicht ...

… als er die Übernahme von Kaiser’s Tengel-
mann durch Edeka per Ministererlaubnis
durchdrücken wollte. Nach langem Hickhack
teilen sich Edeka und Rewe die Filialen nun
auf. Können Sie damit leben?
AusWettbewerbssicht ist derKompromiss
nicht schön,weder fürLieferantennoch für
Konsumenten. InBerlin gibt es Stadtteile,
in denenzwei großeSupermarktketten auf
70ProzentMarktanteil kommen.Dakann
derVerbraucher kaumausweichen.Offen-
barhat auchderGesetzgeber kein gutes
Gefühl.DieBundesregierunghat inder
GWB-Novelle dieVorschriften gegenden
MissbrauchvonMarktmacht imLebens-
mitteleinzelhandel verschärft.

Schauen Sie sich den Sektor noch mal an?
WennwirBeschwerdenbekommen, etwa
vonLieferanten,werdenwir demnach-
gehen.

Welche Branchen nehmen Sie 2017 ins Visier?

Speziell im Wasserbereich löst dies nicht das
Grundproblem: Hier herrscht ein Monopol.
Esgibt inDeutschland6000Wasserliefer-
antenmit abgegrenzten lokalenMärkten,
dienicht imWettbewerb stehen.Diesenzer-
splittertenMarkt zu regulieren ist unmög-
lich, zumal dieBesiedelungundBoden-
beschaffenheit überall anders ist. Ich sehe
keineChance, inderWasserwirtschaft ech-
tenWettbewerb zu schaffen.Umsowichti-
gerwäre eine starkeMissbrauchsaufsicht.

Deutschland hat weltweit mit die höchsten
Wasserpreise.
Esheißt ja nicht, dasswir dieWasserversor-
ger nicht imBlickhaben. Sinddieseprivat-
rechtlichorganisiert, könnenwir beim
Verdacht auf überhöhtePreise einschreiten.
Derzeit läuft einVerfahrengegendenBre-
merWasserversorger, inMainzundBerlin
sind ähnlicheVerfahren abgeschlossen.
Allein inBerlinwerdendieKunden seit 2012
ummehr als 250MillionenEuro entlastet.

Ein Aufreger ist auch der Mineralölmarkt:
Fünf Anbieter kontrollieren rund 70 Prozent
des Marktes. Warum?
EinwesentlicherGrund fürdie parallelen
PreisentwicklungenandenTankstellen ist,
dass dieMineralölunternehmen seit Jahr-

zehntengenaubeobachten,
wie sichdieWettbewerber
verhalten.GeradedieGro-
ßenhabenhierfür schon früh
ausgefeilte Systemeaufge-
baut.

Hat die Markttransparenz-
stelle, der seit Ende 2013 jede
Preisänderung gemeldet wer-
den muss, nichts gebracht?
Richtig ist, dassesgroßeund
häufigeSchwankungengibt.

Wir registrierenPreisunterschiedevonbiszu
30CentproTag ineinerStadtundumzehn
CentaneinzelnenTankstellen.ÜberApps
kannderKundeaber jederzeitdiegünstigste
Tankstelle inderNähe finden. Ichstandkürz-
lichaneinerAutobahntankstelle ineiner
Schlange,derDieselwarunerfreulich teuer.
EinBlickaufdieApp,und ichbinweiterge-
fahrenundhabezweiKilometerweiteran
einemAutohofgetankt–ohneSchlangeund
vielbilliger. Studiengehendavonaus,dass
dieVerbraucheraufBasisdervonderMarkt-
transparenzstellebereitgestelltenInforma-
tionen immerhäufigerbewusstzudenZeiten
tanken, zudenendiePreiseniedriger sind.
DasInstrumentkommtanundwirdgenutzt.

bert.losse@wiwo.de

Wirnehmenniemanden insVisier, aberwir
habeneineAgenda.Ganzoben steht diedi-
gitaleWirtschaft. InKürze schließenwir
zudemeineUntersuchungzumSubmete-
ring ab, da geht esumdieErfassungundAb-
rechnungvonHeiz- undWasserkosten.Und
wir schauenuns gerade auchdieEntsor-
gungsbranche genauer an.

Was liegt dort im Argen?
Zumeinengibtes imAbfallbereichderzeit ei-
nenstarkenKonzentrationsprozess.Zuman-
derenbeteiligensichanvielenAusschreibun-
gennurnochsehrwenigeUnternehmen.
Früherwarenes imSchnittumdiezehnBe-
werber,heute sindesbestenfallsnochvier.Es
gibtAusschreibungen, andenennureinein-
zigerAnbieter teilnimmt,dashatmitWettbe-
werbnichtszu tun.Das istkeineguteEnt-
wicklung fürdieGebührenzahler.Auchdie
LaufzeitenderVerträgewerdenwirunsan-
sehen,umeventuelleZutrittsschranken für
Newcomerzu identifizieren.

Eine Reihe von Kommunen haben privati-
sierte Unternehmen rekommunalisiert. Ein
Problem für den Wettbewerb?
Esgibt selbstverständlich auch imKommu-
nalbereich sehr effizienteBetriebe.Aberdie
Rechtslage ist speziell:DasKartellamtdarf
ermitteln,wenneinUnter-
nehmenprivatrechtlich
organisiert ist undeinen
Preis festlegt.Wirhaben
aber keineZugriffsrechte
auf kommunaleEigenbe-
triebe, dieGebührenerhe-
ben.Es gibt Fälle, in denen
sich städtischeBetriebe
durcheine andereRechts-
formunseremZugriff ent-
ziehen. InWuppertal etwa
habenwir einVerfahren
wegenüberhöhterPreise gebendenörtli-
chenWasserversorger geführt.Währenddes
Verfahrens strukturierte sichderBetrieb
um, ausdemPreiswurde eineGebühr–und
wirwaren raus.

Ist hier der Gesetzgeber gefragt?
Dasswir imGebührenbereichnicht tätig
werdendürfen, beruht auf einerGesetzes-
änderung ausdemJahr 2013.Daswar eine
sehr bewussteEntscheidungzugunsten
derKommunen. FürdieVerbraucherwäre
es gut,wenndiePolitik andieser Stelle die
KompetenzendesKartellamtswieder er-
weiternwürde.Wenn staatlicheUnterneh-
men sichwirtschaftlichbetätigen, sollten
sie sichmit dengleichenMaßstäbenmessen
lassenwiePrivate.

„Auf unserer
Agenda stehen
die digitale
Wirtschaft,
dieWasser-
kosten und die
Entsorgungs-
branche“
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